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Niederschrift

Gremium: Bau- und Planungsausschuss 
Sitzungsnummer: BA 13/79 Sitzungsdatum: 02.09.2013
Sitzungsbeginn: 19:30 Uhr Sitzungsende: 21:05 Uhr
Sitzungsraum:  Sitzungssaal im Rathaus Tornesch, Wittstocker Str. 7

Anwesenheit:

 Anwesende Mitglieder

 Sitzungsleitung

Herr Henry Stümer - CDU Tornesch Ausschussvorsitzender

 Gremienmitglieder

Herr Karlheinz Böhmke - FDP Tornesch Ausschussmitglied (bgl.)
Frau Dr. Susanne Dohrn - SPD Tornesch Ausschussmitglied
Herr Klaus Früchtenicht - SPD Tornesch Ausschussmitglied
Herr Howe Heitmann - CDU Tornesch Ausschussmitglied
Herr Rolf König - SPD Tornesch Ausschussmitglied
Herr Manfred Mörker - SPD Tornesch Ausschussmitglied
Frau Heide-Marie Plambeck - CDU Tornesch Ausschussmitglied
Herr Artur Rieck - SPD Tornesch Ausschussmitglied

 Verwaltung

Herr Roland Krügel - Bgm. Tornesch Bürgermeister
Frau Marion Grün - Verwaltung Tornesch Amtsleiterin
Herr Henning Tams - Verwaltung Tornesch Verwaltungsmitarbeiter
Frau Evelyn Böke - Verwaltung Tornesch Protokollführerin

 Gäste

Herr Peter Daniel - SPD Tornesch Gast
Herr Hans-Jürgen Jeschke - SPD Tornesch Gast
Herr Bernd Michaelsen - FDP Tornesch Gast
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Tagesordnung:

TOP Betreff Vorlage

Öffentlicher Teil

1 Begrüßung und Feststellung der Beschlussfähigkeit  
2 Einwohnerinnen- und Einwohnerfragestunde  
3 Genehmigung der Niederschrift der Sitzung vom 14.08.2013  
4 Bericht der Verwaltung  VO/13/655
5 Anfragen von Ausschussmitgliedern  

6
Beratung und Beschlussfassung über den 1. Nachtrag des 
Haushaltsplanes 2013 (notwendige Veränderungen des Verwaltungs- 
und Vermögenshaushaltes des Bau- und Planungsamtes)  

VO/13/656

7 Umgestaltung der Fahrradgarage  VO/13/654
8 B-Plan 81  

8.1

Bebauungsplan 81 "Alter Sportplatz"
Abwägung über die Ergebnisse der frühzeitigen Öffentlichkeits- und 
Behördenbeteiligung, 
Entwurfs- und Auslegungsbeschluss  

VO/13/653

8.2

Tischvorlage: Ergänzung zur Vorlage VO/13/653
(Bebauungsplan 81 "Alter Sportplatz", Abwägung über die 
Ergebnisse der frühzeitgen Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung, 
Entwurfs- und Auslegungsbeschluss)  

VO/13/668

Nicht-öffentlicher Teil

9 Bericht der Verwaltung  
10 Anfragen von Ausschussmitgliedern  
11 Erteilung des Gemeindlichen Einvernehmens gem. § 36 BauGB  
12 Auftragsvergaben  VO/13/661

TOP 1 Begrüßung und Feststellung der Beschlussfähigkeit

Beschluss Die Tagesordnung wird in der vorliegenden Fassung beschlossen. Zu den 
Tagesordnungspunkten 9 bis 11 wird die Öffentlichkeit ausgeschlossen.

Abstimmungsergebnis:
9 Ja-Stimmen 0 Nein-Stimmen 0 Enthaltungen

Beratungsverlauf: Herr Stümer eröffnet die heutige Sitzung des Bau- und 
Planungsausschusses um 19:30 Uhr und stellt die form- und fristgerechte Einladung sowie 
die Beschlussfähigkeit des Ausschusses fest. Gegen die vorliegende Tagesordnung werden 
keine Einwände erhoben.

TOP 2 Einwohnerinnen- und Einwohnerfragestunde
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Beratungsverlauf: Herr Schopnie erkundigt sich nach dem Begriff „Schleppstufen“. Frau Dr. 
Dohrn erklärt anhand des Beispiels am Bahnhof, dass Schleppstufen länger auslaufende 
Stufen sind. Sie bergen das Risiko, dass man nicht mehr mit einer Stufe rechnet und 
insbesondere im Dunkeln fallen könnte.
Herr Heye möchte wissen, ob dem Bau- und Planungsausschuss die Stellungnahme der 
Anwohner zum B-Plan 81 zugeleitet wurde. Dies ist der Fall. Unter TOP 8 wird hierauf 
eingegangen. 

TOP 3 Genehmigung der Niederschrift der Sitzung vom 14.08.2013

Beschluss Die Niederschrift der Sitzung des Bau- und Planungsausschusses vom 
14.08.2013 wird genehmigt.

Abstimmungsergebnis:
8 Ja-Stimmen 0 Nein-Stimmen 1 Enthaltungen

Beratungsverlauf: Herr Früchtenicht erklärt, dass er zwar der Genehmigung der 
Niederschrift zustimmen wird. Ihm sind jedoch die Ausführungen nicht ausführlich genug. Er 
hält den Sitzungsverlauf nicht für nachvollziehbar. Herr König stimmt dem zu. Herr Krügel 
weist darauf hin, dass nach der Geschäftsordnung keine Wortprotokolle erstellt werden, 
sondern nur der wesentliche Inhalt der Beratungen festzuhalten ist. Es wird aber zukünftig 
darauf geachtet, dass der wesentliche Beratungsverlauf protokolliert wird.

TOP 4 Bericht der Verwaltung

Beratungsverlauf: Frau Grün trägt den schriftlich vorliegenden Bericht der Verwaltung vor. 
Ergänzend teilt sie mit, dass das Land die Rahmenvereinbarung bezüglich der Schließung 
von 4 Bahnübergängen im Falle des Ausbaus der K22 gekündigt hat. Es sollen nur noch 3 
Bahnübergänge geschlossen werden. Außerdem fordert das Land einen 3-gleisigen Ausbau 
der Bahnstrecke, so dass das Trogbauwerk entsprechend neu geplant werden müsste.
Frau Dr. Dohrn fragt nach dem Lärmschutz. Dieser wird von der Bahn wie vom Gesetzgeber 
vorgesehen gebaut. Herr König möchte wissen, wie hoch die Lärmschutzwände werden. Dies 
ist noch nicht bekannt. Herr Früchtenicht fragt, ob das Trogbauwerk wie bisher geplant 
bleiben wird. Herr Krügel erklärt, dass es durch 3-gleisigen Ausbau länger werden müsste.

TOP 5 Anfragen von Ausschussmitgliedern

Beratungsverlauf: Herr König fragt erneut nach den Bänken am Bahnhof. Herr Krügel 
erklärt, dass es hierzu keinen neuen Stand gibt. Zur Zeit wird an der Gleisanhebung nicht 
gearbeitet, weil die Firma Bauarbeiten am Prisdorfer Bahnhof auszuführen hat.
Herr Mörker möchte wissen, wie der Schienenersatzverkehr abläuft. Hierüber gibt es noch 
keine Erfahrungswerte, da er erst ab Sonntag eingeführt wurde. Herr Krügel geht aber davon 
aus, dass dieser gut organisiert ist, da die Bahn über hinreichend Erfahrungen verfügt.
Herr Stümer erkundigt sich nach dem Lärmschutz im Pappelweg, wenn auf dem zur Zeit noch 
vorhandenen Gewerbegrundstück später Wohnbebauung stattfinden würde. Laut Herrn 
Krügel wird die Lärmschutzwand durchgehend gebaut. Problematischer sind die Grundstücke 
im Wiesengrund, da diese nach Errichtung der Bahnlinie bebaut wurden.
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Desweiteren erkundigt sich Herr Stümer, ob es möglich wäre, den alten Penny-Markt bereits 
jetzt abzureißen, um das Grundstück z.B. als Marktplatz zu nutzen, da davon auszugehen 
sei, dass das Gebäude keinesfalls mehr anderweitig genutzt wird. Herr Krügel würde das 
Grundstück lieber bebaut verkaufen und den neuen Eigentümer abreißen lassen, da das 
Gebäude voll unterkellert ist und der Abriss nicht unproblematisch. Er wird aber die Kosten 
hierfür klären lassen.

TOP 6 Beratung und Beschlussfassung über den 1. Nachtrag des 
Haushaltsplanes 2013 (notwendige Veränderungen des Verwaltungs- und 
Vermögenshaushaltes des Bau- und Planungsamtes)

Beschluss Der Bau- und Planungsausschuss empfiehlt dem Finanzausschuss die 
Einarbeitung des 1. Nachtrags 2013 aus dem Bereich des Bau- und Planungsausschusses 
(Amt 3) in den 1. Nachtragshaushalt 2013.

Abstimmungsergebnis:
9 Ja-Stimmen 0 Nein-Stimmen 0 Enthaltungen

Beratungsverlauf: Herr Stümer ruft die geplanten Änderungen für den Nachtragshaushalt 
seitenweise auf. Zu folgenden Haushaltsstellen werden seitens Herrn Krügel oder Frau Grün 
auf Nachfrage Erläuterungen gegeben:
1.110000.500 (Seite 4): 5000 € zusätzlich sind notwendig für Elektro- und Sanitärarbeiten im 
Baumschulenweg.
1.211000.501 (Seite 10): Die Nachrüstung mit Hygienedruckspülarmaturen wurde bereits im 
Sommer beschlossen. Sie sind zur Vermeidung von Legionellen unabdingbar. Wenn keine 
Nachrüstung erfolgt, müssten die Anlagen bei Legionellenbefall gesperrt werden. Durch die 
neuen Armaturen werden die Leitungen alle 48 Stunden automatisch gespült, so dass 
Legionellen zuverlässig vermieden werden können.
1.352000.545 (Seite 17): Die Reinigungskosten für die Bücherei steigen durch eine einmalige 
Sonderreinigung des Glasvordaches.
1.600000.600 (Seite 22): Dem Fachamt war nicht bekannt, dass für den Systemadministrator 
eine 2. Linzenz für PIT-Kommunal mit Orca-Wartungsvertrag erforderlich ist.
1.630000.510 (Seite 24) und 1.630310.500 (Seite 26): Den erhöhten Kosten durch die 
nachgeholte Bauhof-Abrechnung für 2012 müssten Einnahmen unter 771000.115 (Erstattung 
Personal- und Sachkosten des Bauhofes) gegenüberstehen. Dies wird geprüft.
1.630000.602 (Seite 25): Herr Stümer teilt mit, dass die CDU die Anschaffung von 
einheitlichen Wegweisern bis zur Entscheidung über eine Fusion zurückstellen möchte, um 
mögliche Doppelausgaben zu vermeiden und ggf. einheitliche Beschilderung zu 
gewährleisten. Herr Krügel hält die Einstellung in den Nachtrag in jedem Fall für notwendig, 
da die Namen der Schulen etc. beibehalten werden und der Bürgerentscheid bereits im 
September fällt.
1.650000.510 / 1.650000.570 (Seite 28): Die vom Kreis zugesagten Vorabzahlungen für die 
Jahre 2013 bis 2015 nach dem Unterhaltungsvertrag sind noch nicht berücksichtigt, da nicht 
klar ist, wann diese Zahlungen tatsächlich geleistet werden. Die Kosten aus der Abrechnung 
des Winterdienstes mit dem Kreis sind möglicherweise verjährt. Würde man diese jedoch 
nicht mehr zahlen, wäre für die Zukunft die Vereinbarung mit dem Kreis über den 
Winterdienst innerhalb der Ortsdurchfahrten gefährdet. Dies hätte wesentlich höhere Kosten 
für die Stadt zur Folge.
1.670000.540 (Seite 29): Die Stromverbräuche für die Straßenbeleuchtung haben sich nicht 
geändert. Die höheren Kosten resultieren aus Vorjahren, weil die Stadtwerke früher den 
Verbrauch nur geschätzt haben. Die Umstellung auf Zählerablesung nimmt mehr Zeit in 
Anspruch als geplant. Dadurch waren die Abschläge nicht kalkulierbar und führten zu 
Nachzahlungen aus Vorjahren.
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1.761000.500 (Seite 31): Die Kosten für den Abriss der Vordächer der Fahrradgarage werden 
nicht von der Deutschen Bahn übernommen.
1.780000.510 (Seite 35): Eine Übertragung der Haushaltsmittel aus dem 
Verwaltungshaushalt in das Folgejahr ist nicht möglich. Die Kosten für die Sanierung des 
Prisdorfer Weges, der sich zwischen Hörnweg und letztem Haus in sehr schlechtem Zustand 
befindet, müssen ggf. im Haushalt 2014 bereit gestellt werden.
1.880000.540 (Seite 37): Herr Stümer fragt an, warum die Bewirtschaftungskosten für die 
Gebäude im Verwaltungshaushalt und nicht im Haushalt der GGT eingeplant werden. Herr 
Krügel wird dies als Anregung mitnehmen und für die Zukunft prüfen.
2.550000.987030 und 987040 (Seite 4 / Vermögenshaushalt): Herr Krügel teilt mit, dass die 
Ausschreibungsfrist für die Tiefbauarbeiten an der neuen Sportanlage morgen endet. Danach 
wird eine detaillierte Kostenschätzung für den Hochbau erstellt. Anschließend sollen die 
Aufträge erteilt werden.

TOP 7 Umgestaltung der Fahrradgarage

Beschlussempfehlung: 
Der Bau- und Planungsausschuss beauftragt die Verwaltung die Umgestaltung der 
Fahrradgarage auf der Grundlage der Planung vom 03.11.2008 mit den erforderlichen 
Anpassungen fortzusetzen und gibt die hierfür vorgesehenen 180.000,-€ frei.

Beratungsverlauf: Frau Grün erläutert die Vorlage anhand vorliegender Pläne.
Herr König möchte die Höhe der bewilligten Zuschüsse wissen. Sie belaufen sich auf 
267.000 €. 
Herr Mörker weist auf den Antrag der SPD vom Mai 2013 hin. Die SPD fordert eine optisch 
ansprechende kostengünstige Lösung wie auf östlicher Seite des Bahnhofs. Man könne auch 
in diesem Fahrradunterstand abschließbare Boxen unterbringen. Er stellt sich eine 
einsehbare offenen Lösung vor. Die SPD werde der Vorlage nicht zustimmen. 
Herr Krügel weist darauf hin, dass auf zwei Ebenen doppelt so viele Abstellplätze gebaut 
werden können wie auf einer. Außerdem sei zusätzlich die Bahnhofstoilette „einzuhausen“. 
Das Gebäude solle verglast und daher einsehbar sein. Auf dem Dach sei eine 
Photovoltaikanlage geplant. Überwachung ist durch Kameras vorgesehen. Sollte die 
Fahrradgarage nicht wie geplant und beantragt gebaut werden, sind die Zuschüsse der GVFK 
fraglich.
Herr Stümer erklärt, dass die CDU den Vorschlag der Verwaltung unterstützt. 
Herr Rieck fordert eine Gegenüberstellung der Kosten und der Zahl der Stellplätze. Herr 
Krügel sagt die Gegenüberstellung bis zur nächsten Ausschusssitzung zu. Die 
Beschlussvorlage wird zurückgestellt.

TOP 8 B-Plan 81

TOP 8.1 Bebauungsplan 81 "Alter Sportplatz"
Abwägung über die Ergebnisse der frühzeitigen Öffentlichkeits- und 
Behördenbeteiligung, 
Entwurfs- und Auslegungsbeschluss
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 Beschlussempfehlung: 

1. Die während der frühzeitigen Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher 
Belange sowie der Öffentlichkeit abgegebenen Stellungnahmen werden gemäß dem 
Abwägungsvorschlag vom 22.08.13 (s. VO/13/653) geprüft (Zwischenabwägung). Der 
Bürgermeister wird beauftragt, diejenigen, die eine Stellungnahme abgegeben haben, von 
diesem Ergebnis mit Angabe der Gründe in Kenntnis zu setzen.

2. Der Entwurf zum Bebauungsplan 81 wird in der vorliegenden Fassung gebilligt.

3. Der Entwurf des Planes und die Begründung sind nach § 3 Abs. 2 BauGB öffentlich 
auszulegen und die beteiligten Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange von 
der Auslegung zu benachrichtigen.

Abstimmungsergebnis:
0 Ja-Stimmen 0 Nein-Stimmen 0 Enthaltungen

TOP 8.2 Tischvorlage: Ergänzung zur Vorlage VO/13/653
(Bebauungsplan 81 "Alter Sportplatz", Abwägung über die Ergebnisse 
der frühzeitgen Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung, Entwurfs- und 
Auslegungsbeschluss)

Beschluss: 
1. Die während der frühzeitigen Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher 
Belange sowie der Öffentlichkeit abgegebenen Stellungnahmen werden gemäß dem 
Abwägungsvorschlag vom 22.08.13 (s. VO/13/653) einschl. der Änderungen im Absatz IV 
vom 02.09.13 geprüft (Zwischenabwägung). Der Bürgermeister wird beauftragt, diejenigen, 
die eine Stellungnahme abgegeben haben, von diesem Ergebnis mit Angabe der Gründe in 
Kenntnis zu setzen.
(Beschlusspunkte 2 und 3 bleiben unverändert (s. VO/13/653))  

Abstimmungsergebnis:
9 Ja-Stimmen 0 Nein-Stimmen 0 Enthaltungen

Beratungsverlauf: Herr Krügel erläutert zunächst die Notwendigkeit der Ergänzung der 
Vorlage als Tischvorlage, da in der ursprünglichen Vorlage in der Abwägungstabelle irrtümlich 
Einvernehmen mit den Anwohnern festgestellt worden war.  Anschließend stellt Herr Tams 
die Vorlage anhand der Pläne vor. 
Herr Krügel weist darauf hin, dass aufgrund von Einwänden einiger Anwohner als 
Kompromiss höhere Grenzabstände und niedrigere Gebäudehöhen als gesetzlich 
vorgesehen eingeplant wurden und der Investor sich damit einverstanden erklärt hat. Er 
erklärt, dass kein Bürger das Anrecht auf Unveränderlichkeit der Nachbar-Bebauung hat. 
Herr Früchtenicht ergänzt, dass seit 1972  im Flächennutzungsplan für das Gelände 
Wohnbebauung vorgesehen ist. 
Herr Stümer lobt die Verwaltung ausdrücklich für die Umsetzung des ursprünglichen Planes.
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Tornesch, den 04.11.2013

___gez. Stümer___ ___gez. Böke

,___
Vorsitzende(r) Protokollführer(in)
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